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Gemessen an den Veränderungsraten
des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP)
befindet sich die deutsche Volkswirtschaft
in der schwersten Krise der Nachkriegs-
zeit. Aktuelle Prognosen für die jährliche
Veränderungsrate des realen BIP gehen
für 2009 von einem Rückgang der Wirt-
schaftsleistung um mindestens 2% aus.
So unterstellt die Bundesregierung in ih-
rem gerade vorgelegten Jahreswirt-
schaftsbericht unter Berücksichtigung al-
ler bereits beschlossenen konjunkturpo-
litischen Maßnahmen eine Veränderungs-
rate von – 21/4%. Auch die Betrachtung
der saison- und kalenderbereinigten quar-
talsweisen Veränderungsraten des realen
BIP zeigt, dass wir in einer schweren Re-
zession stecken. Jeweils gegenüber dem
Vorquartal ging das BIP in den drei letz-
ten Quartalen des vergangenen Jahres
um – 0,4, – 0,5 und rund – 1,8% zurück.
Für das erste Quartal des laufenden Jah-
res ist ebenfalls von einem Rückgang des
realen BIP in einer Größenordnung von
1% oder darüber auszugehen. Es bleibt
selbst dann bei der Feststellung einer
schweren Rezession, wenn man das
zweite Quartal des letzten Jahres unter
Verweis auf eine technische Gegenreak-
tion auf das ungewöhnlich gute erste
Quartal ausblendet. 
In anderen Ländern sieht es nicht viel
besser aus. Die Europäische Kommis-
sion prognostiziert für den Euroraum
2009 einen Rückgang des realen BIP
von 1,9%. Für die Vereinigten Staaten
deutet der jüngste Consensus Forecast
auf ein Schrumpfen von etwa 1,8% hin.
Wohin man auch schaut, es gibt gegen-
wärtig weltweit keinen konjunkturellen
Lichtblick. 
Was tun als Reaktion auf die 
Wirtschaftskrise?
Unbestrittener Konsens ist, dass die Wirt-
schaftspolitik in einer dermaßen ange-
spannten Situation handeln muss, nicht
zuletzt um der Entwicklung einer sich
selbst verstärkenden Negativdynamik
vorzubeugen und zu einer Stabilisierung
der Erwartungen beizutragen. Ebenso
unstrittig ist, dass die sicherlich notwen-
digen Reaktionen der Geldpolitik und das
ungehinderte Wirken der so genannten
automatischen Stabilisatoren nicht aus-
reichen werden, um den Abschwung ent-
scheidend abzumildern. Die allein rele-
vanten Fragen sind deshalb, ob und in
welcher Form es zum Einsatz diskretio-
närer antizyklischer Finanzpolitik kommen
sollte.
Neuere empirische Untersuchungen zu
den Wirkungeneiner aktiven Konjunktur-
politik ergeben kein ganz eindeutiges Bild.
Auf der einen Seite belegt die Mehrzahl
aktueller Studien, dass finanzpolitische
Stimuli durchaus in der Lage sind, das
Ausmaß von Konjunkturabschwüngen zu
verringern. So kommt eine jüngst veröf-
fentlichte Analyse des Internationalen
Währungsfonds (2008) zu der Schlussfol-
gerung, dass die Effekte eines finanzpo-
litischen Impulsprogramms positiv sein
können, aber –insbesondere im Vergleich
zu den Wirkungen der automatischen Sta-
bilisatoren – eher gering ausfallen. Vor al-
lem in den angelsächsischen Ländern
(Vereinigte Staaten, Kanada und Vereinig-
tes Königreich) konnten allerdings merk-
liche antizyklische Effekte festgestellt wer-
den. Auf der anderen Seite zeigen ande-
re einschlägige Untersuchungen, dass die
zielgerichtete und vor allem zeitlich adä-
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quate Umsetzung diskretionärer Maßnahmen mit erhebli-
chen Schwierigkeiten verbunden ist. So zeigt Cimado-
mo(2008) für 19Industrienationen zwischen 1994 und2006,
dass die Finanzpolitik in diesen Ländern während des Un-
tersuchungszeitraums tatsächlich prozyklisch gewirkt hat,
obwohl sie aus Ex-ante-Sicht, das heißt unter Zugrundele-
gung von Echtzeitdaten, antizyklisch angelegt war. Neben
Wirkungsverzögerungen sind dafür vor allem Schätz- und
Datenrevisionen verantwortlich. Die im Rahmen des so ge-
nannten Impulsprogramms der Großen Koalition enthalte-
ne und in den Jahren2006 und2007 in Kraft gewesene Ver-
besserung der Abschreibungsbedingungen stellen ein Bei-
spiel für eine ex post prozyklische, aber ex ante antizykli-
sche finanzpolitische Maßnahme dar. Der negative Befund
über die zyklischen Wirkungen der Finanzpolitik begründet
demgemäß keine Schuldzuweisungen an die handelnden
Finanzpolitiker, sondern ist eher Ausdruck der Schwierig-
keit, konjunkturelle Wendepunkte zuverlässig zu prognos-
tizieren. 
Auch Badinger (2008) kommt auf Basis einer Untersuchung
für 88 Länder im Zeitraum zwischen den Jahren 1960
und 2004 zu der Schlussfolgerung, dass die diskretionäre
Finanzpolitik die Outputvolatilität letztlich erhöht und darüber
das Trendwachstum reduziert hat. Schließlich zeigen ver-
schiedene Analysen unter Verwendung von strukturellen Vek-
tor-Autoregressionsmodellen speziell für Deutschland – ein
Überblick findet sich bei Roos (2007) –, dass die Stabilisie-
rungseffekte der Finanzpolitik nicht eindeutig bestimmt wer-
den können, aber unabhängig vom Vorzeichen eher gering
sind. 
Nimmt man aktuelle empirische Untersuchungen zu den Wir-
kungen diskretionärer Finanzpolitik zur Kenntnis, erweist sich
die unter vielen Ökonomen vorherrschende Skepsis ge-
genüber Versuchen einer konjunkturstabilisierenden Finanz-
politik als wohlbegründet. Trotz dieser grundsätzlichen Skep-
sis gibt es zu Konjunkturprogrammen in der aktuellen Si-
tuation keine Alternative. Aufgrund der Tiefe und Schwere
des Konjunktureinbruchs besteht die Gefahr, dass es zu ei-
ner sich selbst verstärkenden Dynamik kommt, die eine ei-
gentlich zu erwartende Bodenbildung verhindern könnte.
Insbesondere muss einer Situation vorgebeugt werden, in
der sich die aktuell zwar noch wenig begründeten, aber den-
noch existenten Befürchtungen, es werde zu einer lang an-
haltenden Phase weltwirtschaftlicher Depression kommen,
verselbständigen und über Erwartungseffekte zu einer nur
noch schwerlich zu stoppenden Negativdynamik führen. Vor
diesem Hintergrund werden die Risiken einer antizyklischen
Politik von den Risiken einer abwartenden Haltung mehr
als aufgewogen. 
In seiner Expertise »Staatsverschuldung wirksam begren-
zen« hat der Sachverständigenrat (2007) die Bedingungen
konkretisiert und begründet, bei deren Vorliegen eine expan-
sive Finanzpolitik im Fall eines gravierenden konjunkturellen
Abschwungs für angezeigt gehalten wird. Konkret liegt ei-
ne solche Situation vor, wenn ein Rückgang der relativen
Output-Lücke um mindestens zwei Drittel der Potential-
wachstumsrate einhergeht mit einer negativen Output-Lü-
cke. Tatsächlich geht die relative Output-Lücke im Jahres-
vergleich 2009 mit 2008 um mehr als das Doppelte der Po-
tentialwachstumsrate zurück. Wenn der Sachverständigen-
rat in einer solchen Situation ein Konjunkturprogramm be-
fürwortet, hat er nicht, wie gelegentlich behauptet, seine Po-
sition revidiert, sondern bestehende Prinzipien nur konse-
quent angewendet. 
Das Konjunkturpaket II: Ausgestaltung 
Die Bundesregierung hat mit mehreren Maßnahmenpake-
ten auf die Wirtschaftskrise reagiert, zuletzt mit dem als Kon-
junkturpaket II bezeichneten »Pakt für Beschäftigung und
Stabilität in Deutschland zur Sicherung der Arbeitsplätze,
Stärkung der Wachstumskräfte und Modernisierung des
Landes«. Dieses Paket hat ein Volumen von insgesamt fast
50 Mrd. €, von denen 27,3 Mrd. € 2009 und der Rest 2010
wirksam werden sollen. Der größte Posten besteht in einer
Aufstockung der staatlichen Investitionen, mit Bundesmit-
teln von 4 Mrd. € für zusätzliche Bundesinvestitionen und
10 Mrd. € für ein kommunales Investitionsprogramm, zu dem
die Länder eigene Mittel in Höhe von 3,3 Mrd. € beisteuern.
Schwerpunkte sind Investitionen in Infrastruktur (Verkehrs-
wege, Krankenhäuser, Städtebau, Informationstechnologie)
sowie in Bildung (insbesondere Kindergärten, Schulen,
Hochschulen). Zur beschleunigten Umsetzung dieser Inves-
titionen ist eine auf zwei Jahre befristete Vereinfachung des
Vergaberechts vorgesehen, indem die Schwellenwerte für
»Beschränkte Ausschreibungen« oder »Freihändige Verga-
ben« heraufgesetzt werden. Tarifkorrekturen bei der Einkom-
mensteuer und die Senkung des paritätischen Beitragssat-
zes zur Gesetzlichen Krankenversicherung um 0,6 Prozent-
punkte führen zu Mindereinnahmen von insgesamt 18 Mrd.€,
mit einer Entlastung von 5,9 Mrd. € in 2009 und 11,1 Mrd. €
in 2010. Hinzu kommt ein Bündel von weiteren Einzelmaß-
nahmen, von denen 2009 der einmalig gewährte Kinder-
bonus in Höhe von 100 € und eine unter bestimmten Be-
dingungen bis Ende 2009 gewährte »Umweltprämie« von
2 500 € zur Stärkung der Pkw-Nachfrage quantitativ die
größte Bedeutung zukommt. Erwähnenswert ist schließlich
ein Bürgschaftsvolumen von zusätzlich 100 Mrd. €, um die
Kreditversorgung gerade auch von größeren Unternehmen
zu sichern.
Die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen dieses Maßnah-
mepakets sollen über erhöhte Nettokreditaufnahme finan-
ziert oder ausgeglichen werden. Das ist auch richtig, denn
nur so lassen sich kurzfristig wirksame expansive Nachfra-
geimpulse erreichen. Berücksichtigt man neben dem Kon-
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junkturpaket II noch die finanziellen Auswirkungen der au-
tomatischen Stabilisatoren sowie von früher beschlossenen
Maßnahmen, etwa des Konjunkturpakets I oder von Mehr-
ausgaben im Zusammenhang mit der rückwirkenden Inkraft-
setzung der steuerlichen Regelungen zur Pendlerpauscha-
le, beläuft sich die Neuverschuldung der öffentlichen Haus-
halte im Jahr 2009 auf annähernd 70 Mrd. €. Damit würde
die Defizitquote des Maastricht-Vertrages in Höhe von 3%
im laufenden Jahr noch eingehalten; für das Jahr 2010 ist
dann allerdings mit einer Defizitquote von rund 4% zu rech-
nen. Zur Begrenzung der zukünftigen Staatsverschuldung
ist einmal die Einführung einer grundgesetzlich verankerten
»Schuldenbremse« spätestens ab 2015 vorgesehen. Zum
anderen werden rund 19 Mrd. € aus Maßnahmen des Kon-
junkturpakets II in ein Sondervermögen »Tilgungsfonds« ein-
gestellt, das schrittweise über noch zu spezifizierende Til-
gungsregelungen – im Gespräch ist eine entsprechende Ver-
wendung eines Teils des Bundesbankgewinns – zurückge-
führt wird.
Beurteilung des Maßnahmenpakts
Insgesamt sind die von der Bundesregierung beschlosse-
nen Maßnahmen zu befürworten. Das betrifft sowohl das
Volumen als auch die zentralen Komponenten. Kritisch zu
sehen ist in erster Linie, dass ein erheblicher Teil der be-
schlossenen Maßnahmen erst im Jahr 2010 nachfragewirk-
sam wird. Das passt nicht so richtig zur optimistischen Sicht-
weise der Bundesregierung, dass der Wirtschaftsabschwung
schon in der zweiten Hälfte dieses Jahres überwunden sein
wird. Wenig überzeugend ist der Vorwurf, dass das Paket
aus einem Sammelsurium von Maßnahmen bestehe und ei-
nem nicht sachgerechten Kompromiss zwischen den Koali-
tionsparteien CDU, CSU und SPD entspreche. Natürlich trifft
beides zu. Aber zutreffend ist auch, dass in der Öffentlich-
keit eine noch wesentlich weiter gefasste Liste potentieller
Stimuli diskutiert wurde. Die Palette der Vorschläge reichte
dabei von einer befristeten Senkung der Umsatzsteuer, über
flächendeckende Konsumgutscheine vom Kleinkind bis zum
Rentner, Entlastungen bei der Einkommensteuer oder den
Sozialversicherungen, Korrekturen der Unternehmensteu-
erreform bis hin zu gigantischen Infrastrukturprogrammen.
In Einzelfällen wurde sogar bestritten, dass es überhaupt
eine Wirtschaftskrise gibt (Der SPIEGEL, Nr. 5 vom 26. Ja-
nuar 2009, 63), oder dass in der gegenwärtigen Rezession
eine antizyklische diskretionäre Finanzpolitik erforderlich ist.
Aus diesem Spektrum an Vorschlägen musste die Bundes-
regierung eine Auswahl treffen, ohne dass es eine eindeu-
tige Handlungsanweisung gab. Im Großen und Ganzen hat
sie sich für die richtigen Maßnahmen entschieden.
Zu begrüßen ist insbesondere die Aufstockung der Infra-
strukturinvestitionen im Konjunkturpaket II. Damit kann man
eigentlich wenig falsch machen. Zum einen zeigen nahezu
alle empirischen Untersuchungen, dass davon die größten
expansiven Impulse ausgehen (so z.B. Heilemann et al.
2008). Zum anderen kann mit gutem Grund davon ausge-
gangen werden, dass öffentliche Infrastrukturinvestitionen
speziell in Deutschland langfristig positive Produktivitätsef-
fekte haben (vgl. Pereira und de Fátima Pinho 2006; Perot-
ti 2004). Selbst wenn der konjunkturelle Effekt staatlicher In-
frastrukturprogramme wegen Implementierungs- und Wir-
kungsverzögerungen weniger rasch eintritt als bei Steuer-
oder Abgabensenkungen, stehen dem die langfristig posi-
tiven Produktivitäts- und Wachstumseffekte gegenüber. Rich-
tig ist auch, dass das Infrastrukturprogramm von quantita-
tiv in etwa gleich großen Entlastungen bei der Einkommen-
steuer und den Sozialabgaben ergänzt wird und dass die
Nachfrageimpulse durch Maßnahmen beim Kurzarbeiter-
geld arbeitsmarktpolitisch ergänzt werden. Nicht zuletzt we-
gen der verbleibenden Unsicherheiten über die konkreten
konjunkturellen Auswirkungen einzelner Maßnahmen ist ei-
ne Diversifizierung besser als eine Konzentration auf nur ein
Instrument. Sicherlich kann man an einzelnen Elementen der
beschlossenen Tarifkorrektur bei der Einkommensteuer her-
ummäkeln, aber im Großen und Ganzen sind die von der
Bundesregierung auf den Weg gebrachten Maßnahmen-
pakete positiv zu bewerten.
Was noch zu tun ist
Gegenwärtig wird viel darüber diskutiert, dass der mit den
Konjunkturpaketen einhergehende Anstieg der Nettokredit-
aufnahme sowohl die Defizitgrenze des Maastricht-Vertra-
ges als auch die Kreditbegrenzung des Artikels 115 Grund-
gesetz verletzen wird. Das ist aber vorübergehend vertret-
bar. Wann, wenn nicht jetzt, soll denn die im Grundgesetz
fixierte Ausnahmesituation einer »Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts« vorliegen? Wesentlich wichti-
ger als ein Lamento über die einmalige Verfehlung dieser De-
fizitbegrenzungen sind Regelungen zur Begrenzung einer
dauerhaften Nettokreditaufnahme, sobald die aktuelle Ab-
schwungsphase vorbei ist. Der Sachverständigenrat hat da-
zu das Konzept einer »Schuldenschranke« ausgearbeitet,
das vom Bundesfinanzministerium in wesentlichen Teilen
übernommen wurde. Wenn dieses Konzept als Ergänzung
zu den Konjunkturprogrammen noch in dieser Legislaturpe-
riode von der Föderalismuskommission II beschlossen wird
und zu einer Neuformulierung des Artikels 115 Grundgesetz
führt, ist gewährleistet, dass der sich abzeichnende erheb-
liche Anstieg der staatlichen Schuldenstandsquote in den
Folgejahren zurückgeführt wird.
Neben den Konjunkturpaketen muss weiterhin auch an Maß-
nahmen zur Bewältigung der Finanzkrise gearbeitet werden.
Das Finanzmarktstabilisierungsgesetz hat bislang nicht die
erhofften Wirkungen entfaltet. Auch wenn momentan noch
keine allgemeine Kreditklemme vorliegt, deuten umfrageba-
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sierte Indikatoren wie die »Kredithürde« des ifo Instituts dar-
auf hin, dass speziell größere Unternehmen eine restriktive
Kreditvergabe der Banken beklagen, bei gleichzeitig stark
verschärften Refinanzierungsbedingungen auf den Kapital-
märkten. Gegenüber der wegbrechenden Exportnachfrage
und einem damit zusammenhängenden Rückgang der In-
vestitionstätigkeit ist die Bundesregierung weitgehend
machtlos. Einer Beschränkung der Investitionstätigkeit durch
Kreditrationierung kann die nationale Wirtschaftspolitik al-
lerdings entgegnen, indem die Rekapitalisierung der be-
troffenen Institute sowie die Bereinigung der Bankbilanzen
entschlossener vorangetrieben werden, bei Betonung der
moralischen Risiken, die mit entsprechenden Maßnahmen
einhergehen. Eine Nachjustierung des Finanzmarktstabili-
sierungsgesetzes wäre vermutlich Erfolg versprechender als
das im Rahmen des Konjunkturpakets II vorgesehene Kre-
dit- und Bürgschaftsprogramm. 
Alles in allem ist aber festzuhalten, dass sich die Bundesre-
gierung mit den beschlossenen Maßnahmenpaketen auf
dem richtigen Weg befindet.
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Drei Fliegen mit einer Klappe? 
Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur als
Konjunkturprogramm 
Mobilität als Raumüberwindung von Personen und Gütern
ist eine zentrale Voraussetzung für den Wohlstand moder-
ner arbeitsteiliger Gesellschaften. Voraussetzung für Mobi-
lität wiederum ist eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur,
also Straßen, Schienenwege, Wasserstraßen, Häfen, Flug-
häfen. Indem sie meist über längere Zeiträume hinweg eine
Vielfalt an gleichzeitigen, zeitunabhängigen und unterschied-
lichen Möglichkeiten für Raumüberwindungen eröffnen, ge-
hen sie quasi als »Vorleistungen« in die Produktions- und
Konsumaktivitäten ein und verbessern so die Wachstums-
bedingungen. Insofern ist es nur konsequent, wenn der
Sachverständigenrat in seinem jüngsten Jahresgutachten
den Spagat zwischen seiner »tiefen Skepsis gegenüber Ver-
suchen einer konjunkturstabilisierenden Finanzpolitik«
(TZ 419) und der von ihm gesehenen Notwendigkeit, den
drohenden Abschwung zu bekämpfen, dadurch zu über-
winden versucht, dass er eine »wachstumsorientierte Kon-
junkturpolitik« empfiehlt, die als konjunkturstützende Maß-
nahme Infrastrukturinvestitionen vor allem in das Straßen-
und Schienennetz enthält. Er befürwortet damit zumindest
Teile des von ihm ansonsten für unzureichend und fehlspe-
zifiziert gehaltenen ersten Maßnahmenpakets der Bundes-
regierung zur »Beschäftigungssicherung durch Wachstums-
stärkung« vom 3. November 2008, das Investitionen in die
Bundesverkehrswege – also Bundesfernstraßen, Schienen-
netz des Bundes und Bundeswasserstraßen – für 2009 und
2010 in Höhe von 2 Mrd. € vorsieht. Die Regierung hat
dann auch in ihrem zweiten Konjunkturpaket vom 13. Ja-
nuar diesen Betrag nochmals um weitere 2 Mrd. € aufge-
stockt. Aus weiteren 3,5 Mrd. €, die den Kommunen zur Ver-
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fügung gestellt werden, können Mittel für die Lärmsanierung
an kommunalen Straßen eingesetzt werden. 
Wachstums- und Wohlfahrtseffekte
Die über die kurzfristige Bekämpfung der aktuellen Nachfra-
geschwäche hinausgehenden langfristigen Wachstumsef-
fekte von öffentlichen Investitionen in die Verkehrsinfrastruk-
tur beruhen im Wesentlichen darauf, dass der öffentliche Ka-
pitalstock allgemein die Leistungsfähigkeit der privaten Pro-
duktionsfaktoren Arbeit und Kapital beeinflusst. Seine Aus-
dehnung durch entsprechende Investitionen verbessert die
totale Faktorproduktivität und verringert die Produktionskos-
ten. Aus ökonomischer Sicht enthält damit die gesamtwirt-
schaftliche Produktionsfunktion neben den privaten Produk-
tionsfaktoren Arbeit und Kapital als weiteren Produktions-
faktor den öffentlichen Infrastrukturkapitalstock. Dessen Aus-
weitung steigert den gesamtwirtschaftlichen Output ent-
weder direkt, indirekt durch eine Verbesserung der totalen
Faktorproduktivität oder durch die Abgabe von spezifischen
Leistungen an die einzelnen Branchen. Angesichts der gro-
ßen Bedeutung von Transport und Mobilität für hochgradig
arbeitsteilige Volkswirtschaften bedeutet Letzteres etwa für
die Verkehrsinfrastruktur, dass der Output jeder einzelnen
Branche der Volkswirtschaft sowohl durch ihre Produktions-
faktoren Arbeit und Kapital bestimmt wird, als auch durch
die Leistungsfähigkeit des volkswirtschaftlichen Verkehrs-
infrastrukturkapitalstocks und den Fahrzeugbestand der
Branche.
Darüber hinaus spielt die öffentliche Infrastruktur eine zen-
trale Rolle im regionalen Standortwettbewerb. Bei entspre-
chender Ausstattung attrahiert sie Unternehmen und mo-
bile Arbeitskräfte, wodurch der Output in der Region steigt.
So führt eine Verbesserung des Verkehrsinfrastrukturkapi-
talstocks über sinkende Transportkosten zu einer Vergröße-
rung und Verdichtung des Marktes, was zur weiteren An-
siedlung mobiler Arbeitskräfte und von Unternehmen führt,
die Spezialisierungs- und Skalenvorteile realisieren und von
technologischen Spillovers profitieren können. Inwieweit es
dabei zu gesamtwirtschaftlichen Wachstumseffekten kommt,
hängt dann davon ab, in welchem Umfang mobile Fakto-
ren aus anderen Regionen abwandern.
Langfristige Wachstumseffekte von öffentlichen Infrastruk-
turinvestitionen sind nur dann zu erwarten, wenn auch ent-
sprechender Bedarf besteht. Ungenutzte und überdimen-
sionierte Einrichtungen können sich sogar zur Wachstums-
bremse entwickeln, da die Erhaltungsaufwendungen knap-
pe Mittel binden, die für ertragreichere Zwecke nicht mehr
zur Verfügung stehen. Auch ist davon auszugehen, dass der
volkswirtschaftliche Grenzertrag einer zusätzlichen Investi-
tion mit steigendem Umfang und steigender Qualität der vor-
handenen Infrastruktur abnimmt. Solange aber spürbare po-
sitive Erträge anfallen, ist davon auszugehen, dass öffentli-
che Investitionen langfristig private Investitionen nach sich
ziehen. Indem Infrastrukturinvestitionen die Verfügbarkeit
und Qualität der Verkehrswege verbessern und so die Pro-
duktivität der privaten Produktionsfaktoren Arbeit und Ka-
pital erhöhen oder die Kosten für Investitionsprojekte ver-
ringern, bewirken sie Anreize für private Kapitalbildung. Die
Verdrängung privater durch öffentliche Investitionen gilt dann
nur für die kurze Frist. Langfristig wird aus dem Crowding
Out ein Crowding In.
Empirische Befunde
Der Einfluss öffentlicher Investitionsausgaben auf das Wirt-
schaftswachstum wird durch eine Vielzahl von empirischen
Untersuchungen im Wesentlichen bestätigt. Wie ein aktu-
eller Überblick über die empirische Literatur zeigt, sind die
Effekte zwar nicht so stark, wie in früheren Studien verschie-
dentlich dargelegt wurde, die Mehrheit kommt aber zu ei-
nem eindeutig positiven Ergebnis, so dass mittlerweile ein
breiter Konsens über die wachstumsfördernde Kraft des
öffentlichen Kapitalstocks besteht. In einer Meta-Studie, die
auf 76 empirischen Untersuchungen beruht, wird für den
gesamten öffentlichen Kapitalstock eine mittlere Output-
elastizität, das ist der prozentuale Wachstumsbeitrag einer
1%igen Erhöhung des Infrastrukturkapitalstocks, von 0,081
ermittelt. Wie erwartet, unterscheiden sich die Wachstums-
effekte von Infrastrukturinvestitionen nach Ländern, Regio-
nen, Sektoren und Zeiträumen. Ebenso lässt sich feststel-
len, dass die Politik ihre Investitionsentscheidungen häufi-
ger an Wiederwahlkriterien ausrichtet als an Effizienzgesichts-
punkten. 
Auch die meisten Kostenschätzungen, die anstelle von Pro-
duktivitäts- und Wachstumsbetrachtungen durchgeführt
werden, um die Effekte von öffentlichen Infrastrukturinves-
titionen zu analysieren, kommen zu positiven Einflüssen. Da-
nach senken öffentliche Infrastrukturinvestitionen die Pro-
duktionskosten der Unternehmen, wobei Kostensenkungs-
effekte auch interregional anfallen. 
Besonders stark ausgeprägt sind in den meisten Studien
die Wachstumseffekte der Verkehrsinfrastruktur. Sie über-
treffen die Wachstumsbeiträge des gesamten öffentlichen
Kapitalstocks deutlich, wobei die Straßeninfrastruktur die
stärksten Impulse verursacht. Zu ähnlichen Ergebnissen
kommen auch Nutzen-Kosten-Analysen für Deutschland.
Diese besitzen gegenüber reinen Wachstumsbetrachtungen
den Vorteil, dass sie alle über die gesamte Entstehungs- und
Nutzungsdauer eines Investitionsprojektes anfallenden Nut-
zen und Kosten berücksichtigen. Konkret dienen sie der Be-
wertung aller Investitionsvorhaben im Bereich der Bundes-
verkehrswege und sind Bestandteil des Bundesverkehrs-
wegeplans 2003, der alle Neubau-, Ausbau- und Erhaltungs-
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maßnahmen bis 2015 umfasst. Auf Basis der Nutzen-Kos-
ten-Relationen aller 1 300 Projekte des sog. Vordringlichen
Bedarfs und der angesetzten Mittelverteilung ergibt sich
ein durchschnittlicher jährlicher Nutzengewinn in Höhe von
142 Mill. € pro investierter Milliarde in die Verkehrsinfrastruk-
tur über einen mittleren Zeitraum von 30 Jahren. Für die Bun-
desfernstraßen liegt der Effekt bei durchschnittlich 173 Mill.€,
für das Schienennetz bei 103 Mill. €. Übertreibungen sind
dabei nicht auszuschließen, da die Länder daran interessiert
sind, dass zentrale Mittel vorrangig in die Bundesverkehrs-
wege ihrer Region fließen. Sie werden daher ihre Möglich-
keiten zur Mitwirkung am Bundesverkehrswegeplan, die
ihnen im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung zuste-
hen, entsprechend strategisch nutzen. Gleichwohl dürften
die Effekte beträchtlich sein. 
Staatliche Investitionszurückhaltung
Den positiven Wachstums- und Wohlfahrtseffekten von In-
vestitionen in die Verkehrsinfrastruktur steht seit längerem,
wie auch in anderen Bereichen der öffentlichen Infrastruk-
tur, eine ausgeprägte Investitionszurückhaltung des Staates
gegenüber. So ist zwischen 1980 und 2006 die Transport-
leistung im Personenverkehr um gut 83% und im Güterver-
kehr um knapp 142% gestiegen, während die realen Inves-
titionen in Neubau, Ausbau und Erhaltung nach einem deut-
lichen Rückgang in den 1980er Jahren und dem vereini-
gungsbedingten Investitionsschub zwischen 1992 und 2003
mittlerweile unter das Ausgangsniveau von 1980 gefallen
sind. Grund sind nicht Privatisierungsmaßnahmen oder Ef-
fizienzverbesserungen bei der Infrastrukturbereitstellung,
sondern fehlende finanzielle Mittel. Wie sein Vorgänger, der
Bundesverkehrswegeplan 1992, war auch der aktuelle Bun-
desverkehrswegeplan 2003 von Beginn an massiv »unter-
finanziert«. Anstatt der von 2001 bis 2015 als notwendig
erachteten Mittel von gut 220 Mrd. € standen lediglich
145 Mrd. € zur Verfügung. Doch auch diese »enge Finan-
zierung« konnte bereits nach kurzer Zeit nicht mehr gehal-
ten werden. So blieb das Investitionsvolumen im Zeitraum
von 2001 bis 2006 um knapp 3,7 Mrd. € hinter den Plan-
ansätzen zurück, woran auch die wachsenden Einnahmen
aus der Lkw-Maut nichts änderten.
Nun verfügt Deutschland traditionell über ein umfangreiches
und dichtes Straßen- und Schienennetz. Der Investitions-
stau hat jedoch zu zunehmenden Nutzungsbeeinträchtigun-
gen durch Erhaltungsdefizite, Überlastungen und Staus ge-
führt. Bereits 2001 wurde vom DIW für die Bundesverkehrs-
wege ein jährlicher Erhaltungsbedarf von mehr als 6 Mrd. €
pro Jahr bis 2020 diagnostiziert, dem von 2001 bis 2006
tatsächliche Erhaltungsmaßnahmen von etwa 4,6 Mrd. €
gegenüberstanden. Der Bundesrechnungshof ermittelt 2007
für das Schienennetz der Bahn für die Jahre 2001 bis 2005
Instandhaltungsdefizite in Höhe von 1,5 Mrd. €. Für die kom-
munalen Straßen liegt nach Angaben des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik der geschätzte Bedarf an Ersatzinvesti-
tionen für den Zeitraum von 2006 bis 2020 bei ca. 4,7 Mrd.€
pro Jahr, der etwa nur zu 30 bis 50% gedeckt wird. Über-
lastungen und Staus haben mittlerweile mehr als 20% aller
Pkw-äquivalenten Fahrzeugleistungen auf Autobahnen er-
reicht. Viele Pendler- und Wirtschaftsverkehre in den Bal-
lungsräumen großer Städte sind durch Kapazitätsüberlas-
tungen beeinträchtigt. Auch wenn Schätzungen etwa im
Staubericht des Deutschen Bundestages über die volkswirt-
schaftlichen Kosten von Staus in Höhe von gut 100 Mrd. €
pro Jahr allein durch Zeitverluste, zusätzlichen Treibstoffver-
brauch und Umweltbeeinträchtigungen umstritten sind, so
dürften die Wohlfahrtseinbussen doch erheblich sein. 
Konjunkturprogramm als Finanzierungskrücke
Vor diesem Hintergrund ist die Aufnahme von Verkehrsinfra-
strukturinvestitionen in das »Konjunkturpaket III« wie auch
bereits in das erste Konjunkturprogramm zu begrüßen. Wie
andere konjunkturpolitische Maßnahmen bewirken zusätz-
liche Investitionen als Komponente der gesamtwirtschaftli-
chen Nachfrage einen kurzfristigen Anstieg des Bruttoin-
landsprodukts, sofern durch ihre Finanzierung keine Ver-
drängung privater Investitionen erfolgt und die Bauwirtschaft
die gestiegene Nachfrage schnell befriedigen kann. Darüber
hinaus besitzen sie den Vorteil, dass sie die langfristigen An-
gebotsbedingungen in der Volkswirtschaft verbessern kön-
nen. Gegenüber den meisten anderen konjunkturpolitischen
Maßnahmen bestehen zumindest für Investitionen in die Bun-
desverkehrswege aufgrund der dort bereits vorgenomme-
nen Nutzen-Kosten-Analysen Anhaltspunkte über die lang-
fristigen positiven und negativen Folgewirkungen. Das
schließt zwar nicht aus, dass öffentliche Investitionsprojek-
te in anderen Bereichen der Volkswirtschaft höhere »Rendi-
ten« abwerfen könnten, Angaben dazu existieren jedoch
nicht. Zudem vereinfachen die vorhandenen Bewertungs-
kriterien die interne Mittelverteilung. Schließlich liegen die
vorgesehenen 4 Mrd. € für die Bundesverkehrswege nur ge-
ringfügig über jenem Fehlbetrag von 3,7 Mrd. €, der durch
die Unterfinanzierung des laufenden Bundesverkehrswege-
plans 2003 bereits von 2001 bis 2006 entstanden ist. Ob
für die Landes- und Kommunalstraßen überhaupt etwas ab-
fällt, bleibt abzuwarten. Zumindest für die beiden kommen-
den Jahre könnte das Konjunkturpaket damit auch zur Krü-
cke werden, mit der sich die Infrastrukturfinanzierung fort-
bewegt, um die Versäumnisse der jüngeren Vergangenheit
zu kompensieren: Drei Fliegen werden so mit einer Klappe
geschlagen. 
Um die Investitionsmittel möglichst zielführend einzuset-
zen, sollten die für die Bundesverkehrswege vorgesehenen
zusätzlichen 4 Mrd. € vorwiegend in die Substanzerhaltung
und den Ausbau fließen. Zur Erhaltung gehört auch die Sa-
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nierung von Brücken. Solche Maßnahmen widersprechen
zwar dem Wunsch vieler Politiker nach möglichst neuen,
weithin sichtbaren und damit wählerwirksamen Projekten,
sind aber dringend erforderlich, um die operative Leistungs-
fähigkeit des vorhandenen Infrastrukturkapitalstocks zu er-
halten. Unterlassene Erhaltung beeinträchtigt die Verkehrs-
sicherheit, erhöht Transportkosten und Transportzeiten und
verteuert und verlängert die Instandsetzung. Instandhal-
tungsmaßnahmen lassen sich zudem kurzfristig realisieren,
weil sie nicht den üblichen langen Genehmigungs- und Plan-
feststellungsverfahren unterliegen. Das gilt auch für bereits
laufende Neu- und Ausbauprojekte, die zügiger umgesetzt
werden können.
Umfragen zufolge gibt es zumindest in einigen Bundeslän-
dern bereits jetzt unanfechtbar planfestgestellte Neubau-
und Ausbauprojekte bei den Fernstraßen, die sich entspre-
chend kurzfristig realisieren ließen. Weitere sollen bis zum
Sommer folgen. Dies darf allerdings keinesfalls zum Ent-
scheidungskriterium werden, denn es ist zu vermuten, dass
sonst Projekte ins Spiel kommen, die aufgrund ihrer ver-
gleichsweise schlechten Performance bislang immer wieder
zurückgestellt wurden. Vielmehr sind Ausbauvorhaben zu
priorisieren, die Engpässe im Bestandsnetz beseitigen. Wür-
de sich der Mitteleinsatz am Bedarf bzw. an Nutzen-Kos-
ten-Kriterien orientieren, käme wahrscheinlich den alten Bun-
desländern ein größerer Teil aus dem Konjunkturprogramm
zugute. Das entspräche zwar nicht dem sonst üblichen lan-
despolitischen Proporzdenken, käme aber dem Grundge-
danken einer nachhaltigen Verkehrsinfrastrukturpolitik we-
sentlich näher.
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Investitionen in die Infrastruktur helfen
in der Finanzkrise
In einer derart dramatischen Krise sind außergewöhnliche
Maßnahmen notwendig. Wenn große Teile der Wirtschaft
unter dem Vertrauensverlust der Banken zu leiden haben,
sie somit entweder keine Kredite bekommen oder diese
nur zu verschärften Bedingungen, oder zumindest eine Ver-
schlechterung der Kreditbedingungen befürchten müssen,
entfällt Nachfrage in hohem Ausmaß. Dieser Ausfall würde
sich sehr schnell und dramatisch zu einer äußerst gefährli-
chen Spirale nach unten kumulieren. Das muss man zu ver-
hindern versuchen. Einspringen kann derzeit nur der Staat
– und er muss es auch. 
Entscheidend ist, dass er schnell, massiv und mit den rich-
tigen Maßnahmen reagiert. Investitionen in die Infrastruktur
sind mit die besten Maßnahmen, mit denen der Staat Nach-
frage schafft, das Vertrauen in die Zukunft wieder herstellen
– und zugleich die Wachstumsbedingungen verbessern
kann. 
Dafür eine hohe Verschuldung in Kauf zu nehmen, ist un-
vermeidbar und absolut gerechtfertigt, denn nur so können
die für die Maßnahmen nötigen Finanzmittel auch schnell
bereitgestellt werden. Denn, um ein klassisches Bild zu ge-
brauchen: Wenn das Haus brennt, muss man es schnells-
tens löschen, und nicht erst über die anschließende Reno-
vierung nachdenken. Oder, aus einem anderen Blickwin-
kel: Wenn man eine Volkswirtschaft mit einem Pendel ver-
gleicht, das in normalen Zeiten gewisse Schwingungen auf-
weist, so muss man übermäßige Ausschläge dieses Pen-
dels in der Krise einzugrenzen versuchen. Aufgabe des Staa-
tes ist es, diese Tendenz zum Pendelübermaß in normalen
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Zeiten ordnungspolitisch zu regulieren, aber in außergewöhn-
lichen Zeiten wie derzeit massiv gegenzusteuern. 
Baurelevante Maßnahmen des 
Konjunkturprogramms II
Neben den allgemeinen Maßnahmen, von denen auch Bau-
unternehmen profitieren (Steuersenkung, Senkung des Kran-
kenversicherungsbeitragssatzes, Qualifizierungsmaßnah-
men der Bundesagentur für Arbeit, Übernahme von Teilen
der Sozialversicherungsbeiträge bei Kurzarbeit durch die
Bundesagentur für Arbeit), sind für die Bauwirtschaft die ge-
planten Infrastrukturinvestitionen von herausragendem In-
teresse. 
Der Bund wird seine Investitionen in den Haushaltsjahren
2009 und 2010 um insgesamt 4 Mrd. € erhöhen. Davon sind
2 Mrd. € für Ausbau und Erneuerung von Bundesverkehrs-
wegen (Straßen, Schienen, Wasserstraßen) vorgesehen.
Im Durchschnitt dieser drei Verkehrsträger liegt der Anteil
der Baumaßnahmen an den Gesamtinvestitionen zwischen
90 und 95%. Darüber hinaus will der Bund 2 Mrd. € in Bau-
ten, Ausrüstungen und Forschung investieren. Hier lässt 
sich ein Bauanteil derzeit noch nicht einmal ansatzweise
ermitteln.
Für das kommunale Investitionsprogramm stellt der Bund
10 Mrd. € zur Verfügung; diese Summe soll von den Län-
dern und Gemeinden um weitere 3,3 Mrd. € aufgestockt
werden. 6,5 Mrd. € der Finanzmittel des Bundes sollen für
Investitionen der Länder und Kommunen in Kindergärten,
Schulinfrastruktur, Hochschulen sowie Forschung entfal-
len. Da Länder und Gemeinden bei der Verwendung der
Mittel im Rahmen dieser Vorgaben relativ frei sind, kann
der Bauanteil nur geschätzt werden; er dürfte aber über
50% liegen. 
Bei Schulen und Hochschulen soll besonders die energe-
tische Sanierung vorangetrieben werden. 3,5 Mrd. € des
Kommunalprogramms sollen in die Modernisierung der
kommunalen Infrastruktur einfließen, vor allem für Kran-
kenhäuser, den Städtebau, die ländliche Infrastruktur und
den Lärmschutz an kommunalen Straßen. Auch hier gilt
innerhalb der Rahmenbedingungen eine weitgehende Ver-
wendungsfreiheit; der Bauanteil dürfte auch hierbei über
50% liegen.
Die Finanzhilfen des Bundes sollen den Ländern mit Hilfe
einer speziellen Verwaltungsvereinbarung zur Verfügung ge-
stellt werden, damit möglichst schnell Vorhaben ausgewählt
und Investitionen beschlossen werden können.
Zur Beschleunigung der Verfahren soll auch das Vergabe-
recht geändert werden. Befristet auf zwei Jahre wird für Bau-
leistungen der Schwellenwert für die beschränkte Ausschrei-
bung auf 1 Mill. € und für die freihändige Vergabe auf
100 000 € festgesetzt. 
Bewertung der baurelevanten Bestandteile des
Konjunkturprogramms
Die öffentliche Bautätigkeit wird in den Haushaltsjahren 2009
und 2010 durch das zweite Konjunkturprogramm um mindes-
tens 10 Mrd. € zunehmen. Pro Haushaltsjahr wären dies dann
5 Mrd. €. Nach Berechnungen des Rheinisch-Westfälischen
Instituts für Wirtschaftsforschung in Essen werden allein da-
durch in der Gesamtwirtschaft gut 100 000 Arbeitsplätze ge-
schaffen bzw. gesichert, davon 56 000 im Baugewerbe.
Wichtig ist, dass die beschlossenen Maßnahmen auch zü-
gig in Bauaufträge umgesetzt werden und nicht erst in der
zweiten Jahreshälfte 2009 geballt »auf den Markt kommen«.
Angesichts der besonderen Lage und der vorgesehenen Be-
fristung auf zwei Jahre befürwortet die Bauindustrie die Ver-
einfachung des Vergaberechts, denn sie kann mit dazu bei-
tragen, die vorgesehenen Investitionen schnell auf den Markt
zu bringen. Allerdings müssen die öffentlichen Auftragge-
ber diesen neuen Handlungsspielraum nun auch nutzen, um
durch schnelle Ausschreibung und Vergabe die Bauaufträ-
ge auch zu platzieren. 
Eine generelle Aufweichung des Vergaberechtes ist dage-
gen nicht im Interesse der Bauindustrie. Die VOB (Verdin-
gungsordnung Bauleistungen) hat sich bewährt als Bollwerk
gegen Manipulation und Korruption. Ohne sie drohten Dis-
kriminierung und Intransparenz. 
Chance auf Stabilisierung der Bauwirtschaft
Das Konjunkturprogramm II bietet (als Ergänzung zum be-
reits beschlossenen Konjunkturprogramm I) die Chance,
2009 und 2010 Produktion und Beschäftigung in der deut-
schen Bauwirtschaft zu stabilisieren und die erwarteten
Rückgänge speziell im Wirtschaftsbau und im Wohnungs-
bau zu einem erheblichen Teil zu kompensieren. Während
von den zusätzlichen Investitionen in die Bundesverkehrs-
wege vor allem Mittelständler und größere Baufirmen profi-
tieren werden, sorgt das nun vorgesehene kommunale In-
frastrukturprogramm auch für einen deutlichen Nachfrage-
schub bei den kleineren Baufirmen. Diese Firmen werden
zudem im Bereich der energetischen Sanierung einen er-
heblichen Nachfrageausgleich erhalten.
Aber danach droht wieder eine Nachfragelücke
So notwendig und richtig die beschlossenen Maßnahmen
zum Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und zum Abbau des
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kommunalen Investitionsstaus auch sind: Es besteht die Ge-
fahr, dass ab dem Haushaltsjahr 2011 die öffentliche Bau-
nachfrage nach Auslaufen der Programme drastisch ein-
bricht, mit allen negativen Konsequenzen für Produktion und
Beschäftigung in der Bauwirtschaft. Eine bedarfsgerechte
Dotierung der öffentlichen Investitionshaushalte auch ab
2011 muss daher weiterhin auf der politischen Agenda ganz
oben stehen. 
Investitionen in die Infrastruktur verbinden 
Konjunktur- und Wachstumswirkungen
Neben diesem »Krisenlöschmotiv« spricht der immense Be-
darf für deutlich und vor allem dauerhaft höhere Infrastruk-
turinvestitionen des Staates. So hat sich bei den Bundes-
verkehrswegen allein aufgrund unzureichender Erhaltungs-
und Sanierungsinvestitionen ein Sanierungsdefizit von über
300 Mrd. € aufkumuliert (Berechnungen des DIW mit Da-
ten des Bundesverkehrsministeriums). Nichtstun ist hier nicht
nur fahrlässig, weil Schäden an Verkehrswegen ein Sicher-
heitsrisiko sind. Es ist verantwortungslos, weil damit der Ver-
fall volkswirtschaftlichen Vermögens zugelassen wird, ein
Verstoß gegen das Nachhaltigkeitsgebot. Und zudem ist
Nichtstun das Gegenteil von »Sparen«, denn Zögern und
Abwarten bringt erhöhte Folgekosten, ebenfalls ein Verstoß
gegen das Gebot nachhaltig zu handeln. Diese Kostener-
sparnis durch sofortiges Handeln muss man den Finanzie-
rungskosten gegenüberstellen.
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur in Deutschland 
Darüber hinaus müssen wir auch deswegen mehr in unse-
re Infrastruktur investieren, weil nur so der zukünftig höhe-
re Bedarf befriedigt werden kann. Das gilt insbesondere für
unsere Verkehrsinfrastruktur. Fast fünf Jahre ist Europa seit
der EU-Osterweiterung am 1. Mai 2004 wieder ein einheit-
licher Wirtschaftsraum, ein Verkehrsraum ist es noch nicht.
Unsere Verkehrsinfrastruktur ist in Deutschland immer noch
zu wenig in Ost-West-Richtung ausgebaut – weder unsere
Fernstraßen noch unsere Schieneninfrastruktur. Speziell das
Bahnnetz ist in Deutschland unterentwickelt, das Bestands-
netz teilweise sogar in einem schlechten Zustand. Langsam-
fahrstellen kosten Zeit und Energie (zum Abbremsen und
nachher zum Beschleunigen), Tunnels mit zu kleinen Licht-
raumprofilen verursachen zeit- und kostenaufwändige 
Umwege. 
Rund um Deutschland sind Hochgeschwindigkeitsbahn-
netze entstanden für den schnellen Personenverkehr, in
Frankreich sind zudem Güter-TGVs mit über 250 km/h ge-
plant. Und was haben wir? In Bayern gibt es eine einzige
Hochgeschwindigkeitsstrecke zwischen München und
Nürnberg. Sie wird hervorragend angenommen, aber ei-
ne einzige Strecke dieser Art reicht eben nicht. Wir brau-
chen mehr Hochgeschwindigkeitsstrecken innerhalb
Deutschlands und zur Vernetzung mit den neuen Kraftzen-
tren in Mitteleuropa. 
Einen hohen Investitionsbedarf gibt es auch im Schienen-
güterverkehr. Dieser wäre in der Lage, 90% der Container-
transporte zwischen den Nordseehäfen und Bayern zu be-
werkstelligen – statt derzeit 50%. Das würde täglich 17 zu-
sätzliche Güterzüge erfordern (mit einer Länge von jeweils
500 m). 
Den Donauausbau vollenden
In Bayern sollte endlich der Ausbau der Donau zwischen
Straubing und Vilshofen vollendet werden. Wenn dieses rest-
liche 69 km lange Teilstück der 750 km langen Main-Donau-
Wasserstraße, die ein wichtiger Teil der Verbindung Nord-
see – Schwarzes Meer darstellt, ausgebaut ist, wäre die Do-
nau in der Lage, die Transportkapazität einer vierspurigen
Autobahn zu übernehmen; kostengünstiger und umwelt-
freundlicher als Straße und Schiene. Die Ausbaukosten ein-
schließlich Hochwasserschutzmaßnahmen liegen selbst für
die vom Bauaufwand her aufwändigste Variante D2 deutlich
unter 1 Mrd. €. 
Derartige Maßnahmen können sehr gut zum nachhaltigen
Aufbau des Vertrauens in unsere Zukunft, in den Wirtschafts-
standort Deutschland beitragen. Als Zeichen für unseren
Mut zur Zukunft!
Vorratsplanung als Vorsorge für künftige Krisen
Jetzt müssen alle bereits fertig geplanten und mit Baurecht
versehenen Projekte realisiert werden. In Bayern hat die
Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des
Innern immer einen solchen Planungsvorrat in Höhe von rund
750 Mill. €. Aus diesem Planungsschatz kann man jetzt
schöpfen. Zu wünschen wäre, dass auch andere Infrastruk-
turverantwortliche – ich denke da an die Deutsche Bahn
AG als Verantwortliche für das Schienennetz – an die Kom-
munen als Verantwortliche für das unmittelbare Lebensum-
feld der Bürger, künftig ebenfalls rechtzeitig und ausreichend
Vorratsplanung betreiben. 
Künftig die Planungs- und 
Genehmigungsverfahren beschleunigen
Damit Bauvorhaben künftig schneller umgesetzt werden
können, schlägt die Bayerische Bauindustrie zur weiteren
Beschleunigung der Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren vor: Erstens, den Wegfall des Raumordnungsverfahrens
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zugunsten der landesplanerischen Stellungnahme im Rah-
men des Planfeststellungsverfahrens (Zeitersparnis: drei
bis vier Jahre). Zweitens, die verstärkte Anwendung der Plan-
genehmigung anstelle des Planfeststellungsverfahrens (Hal-
bierung der Bearbeitungszeit) und drittens, die Einführung
von Schwellenwerten und Kriterien für die Pflicht zur Durch-
führung von Umweltverträglichkeitsprüfungen (Zeiterspar-
nis: bis zu einem Jahr). 
In der Krise Zeichen des Mutes setzen
Jede Krise bietet Chancen. Die Chance dieser Krise ist,
dass wir den Wert der Realwirtschaft und insbesondere
des Baus wieder erkennen – als Fundament einer Volks-
wirtschaft, als Voraussetzung dafür, dass Deutschland wei-
terhin ein wettbewerbsfähiger Wirtschaftsstandort und Ar-
beitsmarkt bleibt. 
Dafür müssen wir dann aber auch bereit sein, nachhaltig
mehr Bauinvestitionen zu tätigen und dafür die öffentlichen
Bauhaushalte besser auszustatten. Eine Mindestinvestiti-
onsquote von 15% in allen öffentlichen Haushalten sollte das
Ziel sein. 
Kommunale Infrastruktur: Nur mit 
Bedacht investieren bringt auch 
nachhaltige Effekte
Kommunale Komponenten im Konjunkturpaket II
In den Kommunen war die Enttäuschung groß, als am 5.No-
vember 2008 das erste Konjunkturpaket der Bundesregie-
rung »Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung«
verkündet wurde. Von den beabsichtigten Maßnahmen der
Bundesregierung, in den Jahren 2009 und 2010 Investitio-
nen und Aufträge von Unternehmen, privaten Haushalten
und Kommunen in einer Größenordnung von rund 50Mrd.€
zu fördern, kommen gerade einmal 4 Mrd. € in den Kom-
munen an (vor allem für CO2-Gebäudesanierung und über
Infrastrukturkreditprogramme der KfW für strukturschwache
Kommunen). Und besonders pikant: Die Kommunen tragen
u.a. durch steuerliche Einbußen zur Finanzierung des Ge-
samtpakets selbst rund 4 Mrd. € bei. Und dies alles vor dem
Hintergrund, dass seit Jahren der große Investitionsrück-
stand auf kommunaler Ebene bekannt ist und durch die
jüngste Studie des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu)
zum kommunalen Investitionsbedarf (vgl. Reidenbach et al.
2008) durch Zahlen untermauert wurde. 
Nicht zuletzt durch die Diskussion der überzeugenden Zah-
len und die Argumentationslinien in dieser Studie wurde mit
dem Konjunkturpaket II nachgebessert. Es hat im Gegen-
satz zum ersten Paket eine stärkere kommunale Kompo-
nente. Damit kommen deutlich mehr Mittel auch dort an, wo
sie für Menschen und Wirtschaft durch Verbesserungen im
direkten Lebens- und Standortumfeld spürbar werden.
Der Umfang dieses Investitionsprogramms im Konjunktur-
paket II beträgt 13,3 Mrd. €, von denen die Länder 25% als
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Kofinanzierung übernehmen. Davon gehen allerdings die
Mittel ab, die in die Hochschulen und Krankenhäuser in nicht-
kommunaler Trägerschaft gehen – bleibt ein Betrag von et-
wa 11 bis 12 Mrd. € für die Kommunen, der nach einem
bestimmten Verteilungsschlüssel auf die Länder verteilt wird.
Von den 13,3 Mrd. € des Investitionsprogramms sollen auf
den Schwerpunkt Bildung 65% entfallen, der Rest ist für wei-
tere Maßnahmen zur Modernisierung der Infrastruktur vor-
gesehen.
In der Difu-Studie zum kommunalen Investitionsbedarf wur-
de ein Szenario vorgestellt, wie aus Sicht der Autoren der
kommunale Investitionsstau bis zum Jahr 2020 aufgelöst
werden könnte. Zu dem Gesamtpaket an strategischen Maß-
nahmen und Finanzierungsinstrumenten, die dazu erfor-
derlich seien, gehörte die Forderung nach einem Beitrag
durch Zuweisungen und Fördermittel von Bund, Ländern
und der EU in Höhe von 12,5 Mrd. €, möglichst bereitge-
stellt in den Jahren ab 2009. Das Konjunkturprogramm der
Bundesregierung ist damit zumindest in dieser Hinsicht bei-
nahe eine Punktlandung.
Investitionsrückstand: Die Sachlage
In der Difu-Studie wurde für die Jahre 2006 bis 2020 ein
kommunaler Investitionsbedarf von insgesamt 704 Mrd. €
ermittelt. Dies entspricht jährlichen Investitionen in Höhe von
etwa 47 Mrd. €. Im Vergleich: 2005 wurde ein Investitions-
volumen von rund 40 Mrd. € erreicht. Diese Zahlen umfas-
sen nicht nur den Investitionsbedarf der Kommunen selbst,
sondern auch den der kommunalen Unternehmen, die in
den vergangenen Jahren jeweils etwa zur Hälfte die kom-
munalen Investitionen getätigt haben. 
Im Laufe der vergangenen Jahre hat sich ein Investitions-
stau in Höhe von etwa 75 Mrd. € angesammelt. Vor allem
bei den Straßen (Nachholbedarf von 30,9 Mrd. €), den Schu-
len (6,0 Mrd. €) und den Sportstätten (4,4 Mrd. €) besteht
ein großer Investitionsrückstand. 
Der jährliche Erweiterungs- und Ersatzbedarf könnte weit-
gehend abgedeckt werden, wenn das Investitionsniveau der
Kommunen und ihrer Unternehmen des Jahres 2007 in et-
wa gehalten werden könnte. Allerdings sind hier gewisse
Zweifel angebracht: Die aktuelle Konjunkturkrise wird auch
zu einer neuerlichen Verengung der kommunalen Investiti-
onsspielräume führen. 
Schulen gehören zu den Bereichen, in denen besonders
viel investiert werden muss. Hier sind zur Sanierung und
Aufrechterhaltung einer angemessenen Qualität der Infra-
struktur bis zum Jahr 2020 Investitionen in Höhe von
78,5 Mrd. € erforderlich. Auf die kommunalen Schulen ent-
fallen davon 73 Mrd. €, der Rest betrifft Einrichtungen an-
derer Träger. Allein für die erforderliche Erneuerung vor-
handener Schulgebäude und deren Ausrüstung (Ersatzbe-
darf) sind Investitionen in Höhe von 28,5 Mrd. € in den al-
ten Bundesländern bzw. 6,6 Mrd. € in den neuen Bun-
desländern notwendig. Daneben sind umfangreiche Maß-
nahmen für die Erweiterung der IT-Ausstattung, für die ener-
getische Gebäudesanierung oder auch im Zusammenhang
mit der Anpassung der Schulgebäude an die Anforderun-
gen von Ganztagsschulen erforderlich. Der Erweiterungs-
bedarf wurde für die alten Bundesländer auf 32,3 Mrd. €
und für die neuen Bundesländer auf 5,2 Mrd. € geschätzt.
Er ergibt sich nicht aus wachsenden Schülerzahlen – die-
sen gehen teilweise sogar deutlich zurück, sondern ist viel-
mehr notwendig, weil die vorhandenen Gebäude häufig
nicht den wachsenden Anforderungen an moderne Bil-
dungseinrichtungen gerecht werden. Beim Schnüren des
Konjunkturpakets II wurde der Schulbereich auch als wich-
tiger Schwerpunkt erkannt. 
Folgen des Investitionsstaus
Zugespitzt könnte man sagen, dass die Finanzmarktkrise
mit der Folge des massiven konjunkturellen Einbruchs den
teilweise kritischen Zustand der öffentlichen und vor allem
der kommunalen Infrastruktur erst ins Blickfeld der Diskus-
sion auf Bundesebene gebracht hat. In der Suche nach Mög-
lichkeiten, den konjunkturellen Abschwung zu bremsen, war
das Investitionsprogramm einer der wenigen Punkte – im
Gegensatz etwa zur »Abwrackprämie« oder die steuerlichen
Maßnahmen –, bei dem quer durch die Fraktionen und In-
teressengruppen und auch bei den Wirtschaftsweisen (vgl.
Sachverständigenrat 2008, 254 ff.) schnell Zustimmung ge-
funden wurde. 
Dies liegt schlicht daran, dass der Investitionsstau für alle spür-
bare Folgen zeitigt. So führen Vernachlässigungen bei Unter-
halt und Erneuerung der Infrastruktur zu stärkerem Verschleiß
und wesentlich früherem Ersatzbedarf. Damit steigen lang-
fristig die Kosten. Darüber hinaus löst ein Defizit an öffentli-
chem Sachkapital als Folge der Abnahme öffentlicher Investi-
tionstätigkeit einen Rückgang des Produktivitätswachstums
aus. Durch ein zu geringes Investitionsniveau kommt es auch
zu Gefährdungen der Nutzer beispielsweise bei kommunalen
Straßen. Nicht gepflegte Straßen und Gehwege bringen für
Verkehrsteilnehmer erhebliche zusätzliche Gefahren mit sich.
Um bei diesem Beispiel zu bleiben: Schlechte Straßen führen
auch dazu, dass z.B. die Betriebskosten der Autos erheblich
ansteigen. Erhöhte »Staukosten« können auf das Fehlen von
Investitionen in den Ausbau der Straßeninfrastruktur zurück-
zuführen sein. Weitere externe Effekte wie Umweltkosten sind
ebenfalls zu berücksichtigen. Neben diesen unmittelbaren Ef-
fekten wirken sich unterlassene Investitionen auch auf den
»Outcome« kommunaler Aufgabenwahrnehmung, z.B. die Ge-
sundheitsversorgung oder den Bildungserfolg, aus. 
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Am Bildungsbereich wird besonders deutlich, dass die Fol-
gewirkungen unterlassener Investitionen nicht nur mone-
täre bzw. ökonomische Folgen haben, sondern auch wei-
tergehende Wirkungen z.B. auf den Bildungserfolg zeiti-
gen können. So besteht beispielsweise zwischen dem Zu-
stand eines Schulgebäudes und der schulischen Leistung
der Schülerinnen und Schüler ein deutlicher Zusammen-
hang. Dabei kommt es nicht nur auf den baulichen Zustand
an, sondern auch auf den Zuschnitt der Klassenräume,
den Lärmpegel, die Raumtemperatur etc. Die Bedingun-
gen der schulischen Einrichtungen haben nach vorliegen-
den Studien aus den USA (vgl. z.B. Branham 2002; Law-
rence 2003; Sutherland und Lubman 2001) einen wichti-
gen Einfluss auf die Leistungen der Schülerschaft und die
Effektivität der Lehrkräfte. Gerade in älteren Gebäuden tre-
ten damit Probleme auf, so dass statistisch gesehen das
Alter des Schulgebäudes einen guten Hinweis auf dessen
Qualität gibt. Die Leistungen der Schülerschaft in gepfleg-
ten und gut ausgestatteten Schulgebäuden lagen in den
meisten untersuchten Fällen über den schulischen Leis-
tungen von Schülerinnen und Schülern in problematischen
Schulgebäuden, unabhängig von der Sozialstruktur und
anderen Faktoren.
Schwerpunkte setzen, Verpuffen der Mittel 
vermeiden
Kaum war das kommunale Investitionsprogramm ange-
kündigt, wurde in den Städten, Kreisen und Gemeinden
von allen Seiten Begehren laut, dass die Mittel gerade in
diesem oder jenem Bereich mit besonderem Vorrang ein-
gesetzt werden sollten – die Bedarfsmeldungen reichen
von der »Tourismusförderung« über »neue Schwimmhal-
len« bis zur »Grundsanierung von Schulen«. Sollen die Wir-
kungen des Pakets von Bund und Ländern tatsächlich kon-
junkturell stabilisierend und nachhaltig sein, dann muss
man sich klar sein, dass es sich nicht um ein Wunschkon-
zert handelt, sondern dass ganz gezielt investiert werden
muss.
Abgesehen von der zweifellos sinnvollen Rahmensetzung,
dass 65% der Mittel in den Bildungsbereich fließen sol-
len, ist es vernünftig, zu allererst auf Maßnahmen zu 
setzen, 
– die sich selbst möglichst kurzfristig refinanzieren und für
die bisher nur die Anschubfinanzierung fehlte (z.B. ener-
getische Sanierung),
– die schnell umsetzbar sind oder die vorgezogen werden
können,
– die keine wesentlichen Folgekosten auslösen,
– die in Bereichen angesiedelt sind, in denen der Investiti-
onsstau und Investitionsbedarf besonders hoch ist (vgl.
oben),
– die in engem Zusammenhang mit anderen ausgewiese-
nen politischen Prioritäten stehen (z.B. Klimaschutz, In-
tegration und Sicherung von Arbeitsplätzen) oder,
– die die sozialen Folgen des Abschwungs auffangen, z.B.
Infrastrukturmaßnahmen in sozial benachteiligten 
Quartieren.
Eine Kombination von Effekten etwa im Bildungsbereich und
beim Klimaschutz ist besonders zielführend. In dem gesam-
ten geschätzten Erweiterungsbedarf von 218 Mrd. € bis zum
Jahr 2020 (vgl. Reidenbach et al. 2008) sind beispielswei-
se notwendige energetische Sanierungen enthalten, die al-
leine für Sportstätten und Schulen zusammen 4,4 Mrd. €
ausmachen. 
Allerdings sollten Erfahrungen aus den Jahren 2006 und
2007, in denen seit langen Jahren auf kommunaler Ebene
wieder mehr investiert werden konnte, die Zuwächse aber
in erster Linie durch die Preissteigerungen der Bauindustrie
und des Baugewerbes »aufgefressen« wurden, beachtet
werden. Es ist davon auszugehen, dass die Bauindustrie
vom wirtschaftlichen Abschwung nur begrenzt betroffen sein
wird und derzeit im Wesentlichen volle Auftragsbücher hat.
Das heißt, dass man auch verstärkt an Investitionen in die
Ausstattung (z.B. IT-Ausstattung) und gegebenenfalls an Un-
terhaltungsmaßnahmen denken muss. 
Notwendige Flankierung durch andere 
Maßnahmen und Rahmensetzungen
Die erwünschten Effekte des Konjunkturpakets im investi-
ven Bereich treten nur dann ein, wenn einerseits die Rah-
menbedingungen von Seiten des Bundes und der Länder
in der Umsetzung des Förderprogramms richtig gesetzt wer-
den, und wenn andererseits die Kommunen selbst flankie-
rende Maßnahmen ergreifen können.
Zunächst einmal ist zu hoffen, dass mit der konkretisieren-
den Verwaltungsvereinbarung zum kommunalen Investitions-
programm, wie sie im Beschluss der Bundesregierung zu En-
de Januar angekündigt ist, tatsächlich ein Instrument geschaf-
fen wird, mit dem die Länder die Mittel schnell, flexibel und
unbürokratisch an die Kommunen weiterreichen können. Ziel
muss es auch sein, gerade finanzschwachen Kommunen wirk-
sam helfen zu können. Beispielsweise muss es für Kommu-
nen in Haushaltsnotlage möglich sein, fast oder gänzlich oh-
ne Eigenanteile – die dann ebenfalls Bund und Länder über-
nehmen müssen – Investitionen finanzieren zu können. Es soll-
te auch geprüft werden, ob für finanzschwache Kommunen
nicht flankierend KfW-Kreditprogramme mit tilgungsfreien Zei-
ten und Zinsreduzierungen aufgelegt werden.
Entscheidend für den Erfolg des Pakets wird weiterhin sein,
dass nicht nur Investitionen im streng haushaltsrechtlichen
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Sinne möglich sind, sondern beispielsweise auch Unterhal-
tungs- und Sanierungsmaßnahmen, die zu den laufenden
Ausgaben zu rechnen sind (aber investiven Charakter ha-
ben), gefördert werden können. Gerade solche Maßnahmen
sind schnell umsetzbar, haben damit auch schnelle Wir-
kungen auf die Konjunktur und kommen besonders der mit-
telständischen Wirtschaft und dem Handwerk zugute.
Zu begrüßen ist, dass im Konjunkturpaket Vereinfachun-
gen bei der Vergabe vorgesehen sind, wie etwa die Erhö-
hung der Schwellenwerte für beschränkte Ausschreibungen
und die freihändige Vergabe. Gleichzeitig hat die EU-Kom-
mission einer Beschleunigung der Vergabeverfahren zuge-
stimmt, um die Mitgliedstaaten durch die Möglichkeit einer
raschen Ausführung großer öffentlicher Investitionsprojekte
zu unterstützen. Zu prüfen und gegebenenfalls auch gegen-
zusteuern ist allerdings, wenn als Folge der Verdacht auf
überhöhte Preise entsteht.
Angenommen alle Rahmensetzungen führen zu den erwünsch-
ten Effekten, werden mit den Mitteln von Bund und Ländern
aus den beiden Konjunkturpaketen bis zu 15 Mrd. € zur Mil-
derung des Investitionsrückstands investiert. Wie vorne ausge-
führt, steht dem ein aktueller Investitionsrückstand in Höhe
von 75 Mrd. € gegenüber (nicht gerechnet die Erweiterungs-
und Ersatzbedarfe der nächsten Jahre). Daraus wird schnell
deutlich, dass eine Reihe von flankierenden Maßnahmen von
Bund, Ländern und vor allem von Seiten der Kommunen not-
wendig ist, um mehr als das aktuell Notwendige zu tun.
Handlungsansätze, wie sie in der Difu-Studie (Reidenbach
et al. 2008) vorgeschlagen sind, liegen in drei Bereichen: 
– die verstärkte strategische Ausrichtung des Investitions-
managements unter Anwendung des Lebenszyklusan-
satzes und im Einsatz Kosten minimierender Unterhal-
tungsstrategien,
– die intelligente Finanzierung der Investitionen, zu denen
auch der Einsatz von Fremdfinanzierungsmodellen wie
beispielsweise das Contracting, gehört, welches unter
Umständen ganz ohne Kapitaleinsatz seitens der Kom-
munen auskommen kann und 
– der vorsichtige Ausbau von Public-Private-Partnership-
Projekten (PPP) als integrierter Strategie- und Finanzie-
rungsansatz in ausgewählten Infrastrukturbereichen, et-
wa bei Schulen oder im Bereich Sport/Freizeit/Tourismus
(dies allerdings nur, wenn die Vorprüfungen zu belastba-
ren Wirtschaftlichkeitsvorteilen kommen).
Langfristig wirksame Effekte und Nachhaltigkeit
der Maßnahmen
Das Konjunkturpaket ist unter dem Druck geschnürt wor-
den, Maßnahmen zu initiieren und zu fördern, die möglichst
kurzfristig stabilisierend auf die Volkswirtschaft wirken. Ge-
rade deswegen ist darauf zu achten, dass die mittel- und
langfristigen Effekte der Maßnahmen in der Prioritätenset-
zung nicht vernachlässigt werden.
Zunächst einmal gilt, dass die jetzt gesetzten positiven Sig-
nale in der Absicht, Infrastrukturdefizite zu mildern, auch sta-
bilisierende Effekte auf die Volkswirtschaft haben, selbst
wenn die Mittel nicht in Kürze abfließen – sie wirken »stim-
mungsaufhellend«. Wenn es sich allerdings nach 2010 er-
weisen sollte, dass Investitionen »nur« vorgezogen wurden,
aber auf mittlere Sicht der Investitionsrückstand nicht nach-
haltig abgebaut wird, ist wenig gewonnen.
Wenn mit den richtigen Prioritäten investiert wird und An-
reizmechanismen geschaffen werden, Maßnahmen zu rea-
lisieren, die mittel- und langfristig besonders positive Wir-
kungen zeigen, dann kann die zusätzliche Schuldenlast durch
das Konjunkturprogramm schneller abgetragen werden als
derzeit vorausgesehen wird. In mittlerer und längerer Frist
sind erhebliche Einsparungen möglich, wenn durch intelli-
gente Investitionen die Kosten der Flickschusterei und der
Feuerwehreinsätze an der Infrastruktur oder durch energe-
tische Sanierungen Heizkosten drastisch reduziert werden. 
Über die volkswirtschaftlichen Effekte hinaus wird – wenn
richtige Schwerpunkte gesetzt werden, die Rahmensetzun-
gen stimmen und die Maßnahmen durch andere Handlungs-
ansätze flankiert werden – nicht nur ein Beitrag zur kon-
junkturellen Stabilisierung geleistet. Darüber hinaus werden
langfristig positive Wirkungen für viele Bereiche des Gemein-
wohls erzielt – von der Bildung bis Aufwertung des Lebens-
umfeldes –, die eine nachhaltige und für kommende Gene-
rationen bedeutsame Verbesserung der Infrastruktur in
Deutschland mit sich bringen. 
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